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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung des Rates über eine Regelung des Handels mit 
Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und Gemüse mit Drittländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 865/68 des 
Rates vom 28. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
uryanisation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse *), zuletzt geändert durch die Akte 2 ) im 
Anhang zu dem am 22. Januar 1972 in Brüssel Unter- 
zeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mitglied- 
staaten zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und zur Europäischen Atomgemeinschaft :] ), insbe- 
sondere auf Artikel 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Einführung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 
Gemüse rechtfertigt die Abschaffung mengenmäßi- 
ger Beschränkungen und von Maßnahmen gleicher 
Wirkung im Handelsverkehr mit Drittländern. 

Trotzdem müssen aber die Risiken, die die voll- 
ständige Abschaffung mengenmäßiger Beschränkun- 
gen oder von Maßnahmen gleicher Wirkung nach 
sich ziehen könnte, beschränkt werden. Deshalb ist 
für bestimmte, besonders empfindliche Erzeugnisse 
die Möglichkeit zu schaffen, einen Niedrigstpreis 
bzw. Mindestpreis festzusetzen, den einzuhalten sich 
die Importeure verpflichten. Damit die Regelung 
funktionieren kann, sind Einfuhrlizenzen verbun- 
den mit einer Kaution zur Gewährleistung der tat- 
sächlichen Einfuhr während der Geltungsdauer der 
Lizenzen und mit einer zusätzlichen Kaution zur Ge- 
währleistung der Einhaltung des Preises durch den 
Importeur vorzusehen. 


Der so geschaffene Mechanismus kann unter außer- 
gewöhnlichen Umständen versagen. Damit der Ge- 
meinschaftsmarkt in derartigen Fällen den sich dar- 
aus ergebenden Störungen nicht schutzlos ausge- 
setzt ist, muß die Möglichkeit bestehen, rasch die 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Sofern die Verordnung (EWG) Nr. 865/68 oder 
die vorliegende Verordnung nicht anders be- 
stimmt oder der Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Abstimmungsverfahren des Arti- 
kels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrages nicht an- 
ders beschließt, sind mengenmäßige Beschrän- 
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung im 
Handel mit Drittländern mit den in Artikel 1 der 
genannten Verordnung erwähnten Erzeugnissen 
verboten. 

2. Für die Erzeugnisse im Anhang sowie für Toma- 
tenmark der Tarifnummer 20.02 des gemeinsamen 
Zolltarifs gilt der vorige Absatz erst ab dem 
Zeitpunkt der ersten Anwendung der Niedrigst- 
bzw. Mindestpreise für die betreffenden Erzeug- 
nisse. 

Für Ananaskonserven gelten die betreffenden 
Bestimmungen erst ab dem Inkrafttreten einer 
Produktionsbeihilferegelung für Ananaskonser- 
ven. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L lö3 
vom 1. Juli 1968, S. 8 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

:? ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 
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3. Das Vereinigte Königreich kann jedoch bis zum 
Ablauf der in Artikel 115 der Akte über die Bei- 
trittsbedingungen und die Anpassungen der Ver- 
träge vorgesehenen Regelung für Orangen- und 
Pampelmusensaft und für Pampelmusensegmente 
die mengenmäßigen Beschränkungen beibehal- 
ten, die es am 1. Januar 1972 anwandte. 


Artikel 2 

1. Für jedes in Spalte I des Anhangs aufgeführte 
Erzeugnis wird jedes Jahr, erstmalig 1974, ein 
Niedrigstpreis bei der Einfuhr festgesetzt. Dieser 
Preis wird für die in Spalte II des Anhangs ge- 
nannten Zeitpunkte für den folgenden Vermark- 
tungszeitraum festgesetzt. 

2. Der Niedrigstpreis, der je nach Qualität, Aufma- 
chung und Verpackung unterschiedlich sein kann, 
wird ermittelt 

a) auf der Grundlage 

— der frei-Grenze-Preise bei der Einfuhr 
während der letzten zwei Jahre vor seiner 
Festsetzung unter Ausschuß der im Ver- 
gleich zu den normalen Schwankungen 
übermäßig niedrigen bzw. übermäßig ho- 
hen Einfuhrpreise; diese Preise erhöhen 
sich entweder um die Zollsätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung 
oder um die Zollsätze, welche die neuen 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 59 der Bei- 
trittsakte gegenüber den Drittländern er- 
heben; 

— der auf den wichtigsten Weltmärkten für 
die betreffenden Erzeugnisse jeweils an- 
gewandten Preise, 

b) unter Berücksichtigung 

— der Notwendigkeit zu verhindern, daß der 
Niedrigstpreis restriktiver auf den Handel 
wirkt als die zuvor von den Mitgliedstaa- 
ten angewandten Maßnahmen, 

— der Notwendigkeit sicherzustellen, daß der 
Niedrigstpreis zu einer harmonischen und 
normalen Entwicklung des Wettbewerbs 
mit den Drittländern beiträgt. 


3. Auf Vorschlag der Kommission setzt der Rat nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des EWG-Vertrages sowohl den Niedrigst- 
preis für eine bestimmte Qualität, Verpackung 
und - gegebenenfalls - Aufmachung als auch den 
Zeitpunkt seiner Anwendung fest. 

4. Auf Vorschlag der Kommission kann der Rat 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des EWG-Vertrages die Erweiterung 
der Liste im Anhang um weitere Erzeugnisse be- 
schließen. 

5. Die Koeffizienten, die auf den Niedrigstpreis an- 
zuwenden sind, um etwaigen Unterschieden hin- 
sichtlich Qualität, Verpackung und Aufmachung, 
für welche der Niedrigstpreis festgesetzt wurde, 
Rechnung zu tragen, werden nach dem Verfah- 
ren des Artikels 15 der Verordnung (EWG) Nr. 
865/68 festgesetzt. 

6. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden im Bedarfsfall nach dem Verfahren 
des Artikels 15 der Verordnung (EWG) Nr. 865/ 
68 erlassen. 

Artikel 3 

1. Jedes Jahr, erstmalig 1974, wird vor dem 1. April 
für den folgenden Vermarktungszeitraum ein 
Mindesteinfuhrpreis für Tomatenmark der Tarif- 
stelle 20.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs fest- 
gesetzt. 

2. Der Mindestpreis, der je nach Qualität unter- 
schiedlich sein kann, wird ermittelt 

a) auf der Grundlage 

— der durchschnittlichen Gestehungspreise 
des Gemeinschaftserzeugnisses während 
der letzten zwei Jahre vor seiner Fest- 
setzung, 

— der frei-Grenze-Preise bei der Einfuhr wäh- 
rend der letzten zwei Jahre vor seiner 
Festsetzung unter Ausschluß der im Ver- 
gleich zu den normalen Schwankungen 
übermäßig niedrigen bzw. übermäßig ho- 
hen Einfuhrpreise; diese Preise erhöhen 
sich entweder um die Zollsätze des Ge- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
28. Januar 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Ve 21/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 14. Januar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen , die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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meinsamen Zolltarifs der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung 
oder um die Zollsätze, welche die neuen 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 59 der Bei- 
trittsakte gegenüber den Drittländern er- 
heben; 

— der auf den wichtigsten Weltmärkten für 
die betreffenden Erzeugnisse jeweils an- 
gewandten Preise, 

b) unter Berücksichtigung 

— der Notwendigkeit zu verhindern, daß der 
Mindestpreis restriktiver auf den Handel 
wirkt als die zuvor von den Mitglied- 
staaten angewandten Maßnahmen, 

— der Notwendigkeit sicherzustellen, daß der 
Mindestpreis zu einer harmonischen und 
normalen Entwicklung des Wettbewerbs 
mit den Drittländern beiträgt. 

3. Auf Vorschlag der Kommission setzt der Rat nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des EWG- Vertrages sowohl den Mindest- 
preis für eine bestimmte Qualität, Verpackung 
und - gegebenenfalls - Aufmachung als auch den 
Zeitpunkt seiner Anwendung fest. 

4. Die Koeffizienten, die auf den Mindestpreis an- 
zuwenden sind, um etwaigen Unterschieden hin- 
sichtlich Qualität, Verpackung und Aufmachung, 
für welche der Mindestpreis festgesetzt wurde 
Rechnung zu tragen, werden nach dem Verfahren 
des Artikels 15 der Verordnung (EWG) Nr. 865/ 
68 festgesetzt. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden im Bedarfsfall nach dem Verfahren 
des Artikels 15 der Verordnung (EWG) Nr. 865/ 
68 erlassen. 

Artikel 4 

1 . Für jede Einfuhr von Erzeugnissen gemäß Arti- 
kel 1 Absatz 2 in die Gemeinschaft ist die Vorlage 
einer Einfuhrlizenz erforderlich, die von den Mit- 
gliedstaaten jedem Antragsteller ohne Rücksicht 
auf den Ort seiner Niederlassung in der Gemein- 
schaft ausgestellt wird. 

Diese Lizenz gilt für eine in der Gemeinschaft ge- 
tätigte Einfuhr. 

2. Bedingung für die Ausstellung der Einfuhrlizenz 
ist: 

— die Stellung einer Kaution als Garantie für 
die Verpflichtung, die Einfuhr innerhalb der 
Geltungsdauer der Lizenz durchzuführen; die 
Kaution verfällt ganz oder teilweise, wenn 
die Einfuhr - außer im Fall von höherer Ge- 
walt - innerhalb der Frist nicht oder nur teil- 
weise getätigt wird; 


— die Stellung einer weiteren Kaution als Ga- 
rantie, daß der frei-Grenze-Preis, erhöht um 
die Zölle, der auf Grund der Lizenz einzu- 
führenden Erzeugnisse gleich dem Niedrigst- 
bzw. Mindestpreis oder höher als dieser ist. 
Diese Kaution verfällt anteilmäßig je nach 
der Menge, die zu einem niedrigeren Preis 
als dem Niedrigst- bzw. Mindestpreis einge- 
führt wurde. Die zusätzliche Kaution wird 
jedoch nicht für Einfuhren aus Drittländern 
gefordert, die gewillt und in der Lage sind 
zu garantieren, daß bei der Einfuhr von Er- 
zeugnissen mit Ursprung in und Herkunft aus 
ihrem Gebiet in die Gemeinschaft der Preis 
nicht unter dem Niedrigst- bzw. Mindestpreis 
des betreffenden Erzeugnisses liegt und daß 
jede Verkehrsverlagerung verhindert wird. 

3. Die Geltungsdauer der Lizenzen, der Kautions- 
betrag sowie die sonstigen Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Artikel werden nach dem 
Verfahren des Artikels 15 der Verordnung (EWG) 
Nr. 865/68 erlassen. 


Artikel 5 

Wird für die verschiedenen Zuckerarten, die einem 
der Erzeugnisse gemäß Artikel 4 Absatz 1 dieser 
Verordnung zugesetzt sind, die Abschöpfung im 
voraus festgesetzt, so erscheint diese Vorausfest- 
setzung auf der Einfuhrlizenz, die dafür als Nach- 
weis dient. 

In diesem Fall gilt Artikel 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 865/68 nicht. 

Artikel 6 

1. Erleidet in der Gemeinschaft der Markt eines 
oder mehrerer der in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnisse durch Ein- oder Ausfuhren ernsthafte 
Störungen oder wird er von ernsthaften Störun- 
gen bedroht, die die Ziele des Artikels 39 des 
EWG-Vertrages gefährden, so können bis zum 
Wegfall der Störungen oder der Störungsgefahr 
zweckdienliche Maßnahmen im Handel mit Dritt- 
ländern angewandt werden. 

Auf Vorschlag der Kommission erläßt der Rat 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 
43 Absatz 2 des EWG-Vertrages die Durchfüh- 
rungsbestimmungen zu diesem Absatz und legt 
die Fälle und Grenzen fest, in denen bzw. inner- 
halb deren die Mitgliedstaaten vorsorgliche Maß- 
nahmen ergreifen können. 

2. Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so kann 
die Kommission auf Antrag eines Mitgliedstaates 
oder auf eigene Initiative notwendige Maßnah- 
men beschließen, die den Mitgliedstaaten mit- 
geteilt werden und die unverzüglich anzuwen- 
den sind. 
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Geht der Kommission der Antrag eines Mitglied- 
staates zu, so beschließt sie über ihn binnen 24 
Stunden nach seinem Zugang. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kommis- 
sion ergriffene Maßnahme binnen drei Werk- 
tagen nach ihrer Mitteilung vor den Rat bringen. 
Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er kann 
die betreffende Maßnahme nach dem Abstim- 
mungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
EWG-Vertrages ändern oder aufheben. 


Artikel 7 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1427/71 des Rates vom 
2. Juli 1971 über die Einführung von Schutzmaßnah- 
men für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse 4 ) wird aufgehoben. 


Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie ist vom Zeitpunkt des Inkrafttretens der Über- 
einkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und einigen Ländern des Mittelmeer- 
raums ab anzuwenden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und ült unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


4 ) Amlsblatt dei Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 7. Juli 197i r S. 5 
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Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 


I 


II 


Warenbezeichnung 


Datum 


ex 20.02 C 

geschalte Tomaten 

1. April 

ex 20.06 B 

Pfirsiche 

1. April 

ex 20.07 B 

Tomatensaft 

1. April 

ex 20.07 A III 

! 



konzentrierter Orangensaft 

! 1. November 

20.07 B II a) 1 

! 


ex 20.07 A III 




konzentrierter Zitronensaft 

i 1. November 

20.07 B II a) 3 



20.07 B II b) 1 

nicht konzentrierter Orangensaft 

1 . November 


Anlage 
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Begründung 


Am 6. Juli 1969 legte die Kommission dem Rat den 
Vorschlag einer Verordnung über die Vereinheit- 
lichung der Einfuhrregelungen von Verarbeitungs- 
erzeugnissen aus Obst und Gemüse vor (Dok. KOM 
(69) 421). Der Vorschlag wiederholte und ergänzte 
die Bestimmungen für eine Handelspolitik, wie sie 
ein Vorschlag vom 13. März 1968 gebracht hatte. 
Diese Bestimmungen sahen die Abschaffung mengen- 
mäßiger Beschränkungen gegenüber Drittländern 
sowie für einige empfindliche Erzeugnisse die Ein- 
führung eines Niedrigstpreises bei der Einfuhr vor. 

Eine Prüfung dieser Bestimmungen führte zu langen 
und schwierigen Verhandlungen, die auf der Sitzung 
des Ministerrats in Luxemburg am 19. Juni 1973 in 
einem Kompromiß endeten. 

Der vorliegende Vorschlag einer Verordnung wurde 
iin Sinne dieses Kompromisses ausgearbeitet. Die 
Bestimmungen sehen die allgemeine Liberalisierung 


des Handels mit Drittländern zusammen mit Schutz- 
maßnahmen für eine begrenzte Anzahl empfind- 
licher Erzeugnisse vor. Für diese Erzeugnisse ist je 
nach Fall ein System von Niedrigstpreisen und Min- 
destpreisen vorgesehen, um Einfuhren zu anormal 
niedrigen Preisen zu verhindern. 

Dem Wunsch des Rates entsprechend schlagen die 
beteiligten Dienststellen der Kommission auch vor, 
dem Rat den Vorschlag einer Verordnung zu unter- 
breiten, demzufolge Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse in den Anhang der Verordnung 
(EWG) Nr. 109/70 des Rates vom 19. Dezember 1969 
(zur Festlegung einer gemeinsamen Regelung für die 
Einfuhr aus Staatshandelsländern) 5 ) einzubeziehen 
sind. 


r> ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 19 
vom 26. Januar 1970, S. 1 
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